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I
n der Kampagne zu den Präsi-
dentschaftswahlen in den Ver 
einigten Staaten ist die Handels-
politik ein zentrales Thema. Ar 
beitsplätze und ausländische Kon-
kurrenz, und damit die Frage, wie 
beides miteinander zusammen-
hängt, stehen für neun von zehn 
Amerikanern ganz oben auf der 
Agenda. Diese Auseinanderset-
zung wird in Amerika auf dem offe-
nen Markt und insbesondere in den 
beiden Häusern des Kongresses 
ausgetragen. Dies ist anders als 
in Europa, wo Handelspolitik noch 
eher Kabinetts- als Parlaments-
sache ist, obgleich die Thematik 
angesichts der bevorstehenden 
EU-Osterweiterung und einer be-
fürchteten Abwanderung von Ar-
beitsplätzen in die Beitrittsgebiete 
hier nicht minder brisant ist. 
Für den „beschäftigungslosen 
Aufschwung“ in den USA wird 
immer häuﬁ   ger eine zu weitge-
hende Einbindung des Landes in 
die internationale Arbeitsteilung 
– der Anteil des Außenhandels am 
Sozialprodukt ist seit 1970 von 10 
auf 25% gestiegen – und in multi-
laterale Disziplinen im Rahmen der 
WTO verantwortlich gemacht. Die 
Zustimmungsrate zum Freihandel 
ist in der Bevölkerung in den letz-
ten fünf Jahren von beinahe 60 
auf unter 30% gefallen. Die Angst 
ist weit verbreitet, dass Freihandel 
nicht nur bei einfachen Industrie-
gütern, sondern zunehmend auch 
bei anspruchsvollen Dienstleis-
tungen wie der Entwicklung und 
Anwendung von Software zum Ex-
odus von Arbeitsplätzen führt, und 
wird durch die aktuelle Beschäfti-
gungsentwicklung und ein neues 
Rekorddeﬁ  zit in der Handelsbilanz 
weiter genährt. Die Schlussfol-
gerung lautet, Amerika solle sich 
aus den externen Zwängen lösen, 
zumindest aber diese nicht noch 
verstärken. 
Für die multilaterale Doha-Run-
de, die nach dem Debakel von 
Cancún nur mühsam wieder Tritt 
fasst, wäre dies eine fatale Ent-
wicklung. Substantielle Verhand-
lungen in der WTO werden kaum 
zustande kommen und erfolgreich 
sein, wenn nicht die USA wie in der 
Vergangenheit eine Führungsrolle 
dabei übernehmen. Die vom US-
Handelsbeauftragten Zoellick am 
12. Januar angestoßenen Wieder-
belebungsversuche der Doha-Run-
de scheinen zu belegen, dass die 
USA gewillt sind, dieses Mandat 
auch wahrzunehmen. Allerdings 
sind die Liberalisierungsvorschläge 
der USA insgesamt zu unbestimmt 
und können auch beim Abbau 
handelsverzerrender Agrarsubven-
tionen nicht überzeugen.
Das Epizentrum der praktizierten 
US-Handelspolitik liegt vielmehr 
beim Bilateralismus und Regio-
nalismus. Diese Optionen nützen 
vermeintlich dem nationalen Inte-
resse stärker als multilaterale An-
strengungen und schließen außer 
handelspolitischen Zielen auch 
außen- und sicherheitspolitische 
Belange ein. Jüngstes Beispiel ist 
das soeben unterzeichnete Ab-
kommen mit Marokko als Baustein 
für das Projekt einer den gesam-
ten Nahen Osten umfassenden 
Freihandelszone. Die Wirksamkeit 
derartiger Präferenzhandelsregime 
ist jedoch begrenzt; sie senken 
außerdem den Anreiz zu multilate-
raler Liberalisierung, nicht zuletzt 
bei den Partnerländern der USA, 
und binden knappe Verhandlungs-
ressourcen. Zoellicks Metapher 
vom „Liberalisierungswettbewerb“ 
zwischen bilateralen, regionalen 
und multilateralen Initiativen ist 
deshalb eher ein populistischer 
Euphemismus.
Auf der multilateralen Ebene 
sind die USA zunehmend in Streit-
fälle mit ihren Handelspartnern 
verwickelt. Nach der verlorenen 
Auseinandersetzung mit der EU 
über steuerliche Exportsubven-
tionen werden zum ersten Mal in 
der GATT/WTO-Geschichte ameri-
kanische Produkte mit Strafzöllen 
belegt. Anders als bei den Schutz-
maßnahmen Washingtons gegen 
Stahleinfuhren,  die Präsident Bush 
nach der Niederlage in der WTO 
gleichsam mit einem Federstrich 
wieder aufheben konnte, liegt hier 
ein binnenwirtschaftlicher Fall vor, 
der den Kongress beschäftigt und 
dort als Bedrohung nationaler Sou-
veränität, nämlich der freien Wahl 
des Steuersystems, wahrgenom-
men wird. Zugleich wird wieder das 
Job-Argument ins Feld geführt: 
amerikanische Arbeitsplätze seien 
einen Handelskrieg mit Europa 
wert.
Anfang März billigte der US-Se-
nat zudem einen Gesetzentwurf, 
der das Outsourcing öffentlicher 
Aufträge in Entwicklungslän-
der unterbinden soll. Bush und 
Zoellick unterstützen diesen Vor-
stoß, während Gregory Mankiw, der 
wirtschaftspolitische Berater des 
Präsidenten, Outsourcing zu Recht 
als Normalfall wohlstandsförderli-
cher internationaler Arbeitsteilung 
darstellt. Die Reaktion der Han-
delspartner hat nicht lange auf sich 
warten lassen. Für Indien, dessen 
ﬂ  orierender  Informationstechnolo-
giesektor von einer Eindämmung 
des Outsourcing besonders be 
troffen wäre, war der Gesetzent-
wurf Anlass, den Fortgang der 
Doha-Runde in Frage zu stellen. 
Die Duldung einer solchen Spielart 
des Protektionismus würde in der 
Tat die Glaubwürdigkeit der WTO 
und damit auch die Bereitschaft 
der Handelspartner zu einer weite-
ren Marktöffnung mindern. 
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